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Drucksache 2574 (neu) 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Fragen des Gesundheitswesens 
(14. Ausschuß) 

über den Antrag der Abgeordneten Ruhnke, Schwann, 
Geiger (München), Elsner und Genossen 

- Drucksachen 702, 1328 - 


betr. Vorschriften über die Düngung von Obst und Gemüse 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Hubert: 


Der Antrag — Drucksache 702 — ist im Aus- 
schuß für Fragen des Gesundheitswesens bereits 
am 9. Februar und 30. März 1955 eingehend be- 
raten worden. Der Ausschuß war sich schon damals 
in Kenntnis des Beschlusses des mitberatenden 
Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten darüber klar, daß von hygienischen Ge- 
sichtspunkten aus Vorschriften über eine einwand- 
freie Düngung von Obst und Gemüse notwendig 
seien. Es wurden die verschiedenen Möglichkeiten 
erörtert, wie das angestrebte Ziel zu erreichen sei 
und ob eine diesbezügliche Rechtsverordnung mög- 
lich wäre, solange gewisse Voraussetzungen, z. B. 
Aufbereitungsanlagen in den Städten, noch nicht 
geschaffen sind. Ebenso konnte seinerzeit nicht 
geklärt werden, ob die Einfuhr von Obst und Ge- 
müse aus dem Ausland und damit irgendwelche 
Handelsverträge betroffen würden. Da zu jener 
Zeit auch von seiten der beteiligten Ministerien 
dem Ausschuß keine einheitlichen Vorschläge ge- 
macht werden konnten, faßte der 14. Ausschuß den 
Beschluß, dem Plenum die Annahme des Antrags 
Drucksache 1328 zu empfehlen. Danach sollte die 
Bundesregierung ersucht werden, zu überprüfen, 
welche Maßnahmen getroffen werden könnten, um 
die Düngung von Obst und Gemüse mit gesund- 
heitsschädlichen Abwässern und unaufbereiteten 
Fäkalien wirksam zu verhindern, und über die Er- 
gebnisse ihrer Nachprüfung Bericht zu erstatten. 

Entsprechend interfraktioneller Vereinbarung 
wurde dieser Antrag vom Plenum am 4. Mai 1956 
dem Ausschuß zurücküberwiesen. 

In der Sitzung am 25. Juni 1956 beschäftigte sich 
der 14. Ausschuß erneut mit dem Antrag Druck- 
sache 702, und zwar zusammen mit Mitgliedern des 
Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und 


Forsten und in Anwesenheit des Bundesministers 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. Die 
Mitglieder dieses Ausschusses wiesen darauf hin, 
daß ihr Ausschuß seinerzeit dem Antrag gemäß 
Drucksache 702 in der von den Antragstellern ein- 
gebrachten Form einmütig zugestimmt habe, weil 
er ihrer Meinung nach sowohl im Interesse der Er- 
zeuger als auch der Verbraucher liege. Der Bun- 
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten führte aus, daß es sich bei dem Antrag um 
Fragen handle, die von größter Bedeutung seien. 
Sein Ministerium habe gemeinsam mit dem feder- 
führenden Bundesministerium des Innern und 
dem Bundesministerium für Wohnungsbau nun- 
mehr Vorschläge für eine Rechtsverordnung erar- 
beitet. § 5 des Lebensmittelgesetzes könne die 
Grundlage einer Regelung sein, jedoch sei wichtig, 
daß mit einem Verbot dieser Düngungsarten nicht 
die sachgemäße landwirtschaftliche Abwasserver- 
wertungunterbunden und die ordnungsgemäße An- 
wendung von Stallmist und Jauche unmöglich ge- 
macht werde. Beim Fachnormenausschuß „Wasser- 
wesen“ des Deutschen Normenausschusses seien 
entsprechende Richtlinien erarbeitet worden, auf 
deren Basis eine Rechtsverordnung erlassen wer- 
den könne. Nach eingehender Aussprache einigten 
sich die Mitglieder der beiden Ausschüsse auf die 
nachstehende Formulierung. 


Bonn, den 19. September 1956 


Frau Dr. Hubert 

Berichterstatterin 
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B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

auf Grund des § 5 des Lebensmittelgesetzes vom 
17. Januar 1936 (RGBl. I S. 17) eine Rechtsverord- 
nung zu erlassen, die verhindert, daß Obst und Ge- 
müse in den Verkehr gebracht wird, bei dem Ober- 
flächendüngung während der Vegetationszeit mit 
gesundheitsschädlichen Abwässern oder unaufbe- 
reiteten Fäkalien angewandt wurde. 


Bonn, den 25. Juni 1956 


Der Ausschuß für Fragen des 
Gesundheitswesens 

Dr. Hammer Frau Dr. Hubert 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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